
geregelte Verantwortung zu verschieben und etwa der 
Stadtverordnetenversammlung die Verantwortung für 
die Regelung des Einzelfalls aufzuerlegen. Nach wie 
vor sei von der Hauptverantwortung der Gerichte für 
die Realisierung der Maßnahmen der strafrechtlichen 
Verantwortlichkeit auszugehen. Jedoch müßten diese 
Maßnahmen als immanentes Element des Systems der 
Kriminalitätsvorbeugung in der Stadt betrachtet wer­
den. Sie unterlägen damit hinsichtlich ihrer Einleitung, 
Bestimmung und Realisierung denjenigen Kriterien, 
die für die Führungstätigkeit der Stadtverordnetenver­
sammlung maßgebend sind. Auf der Grundlage gesetz­
licher Bestimmungen, insbesondere des Art. 81 Abs. 3 
der Verfassung, organisiere und gestalte die Stadtver­
ordnetenversammlung entsprechend den konkreten 
Bedingungen in der Stadt ihre Führungstätigkeit bei 
der Vorbeugung von Straftaten. Die Wahrnehmung 
dieser Verantwortung habe auch generelle Probleme 
des effektivsten Einsatzes der Straf- und Erziehungs­
maßnahmen zu erfassen.
In ihrer Führungstätigkeit sollte sich die Stadtverord­
netenversammlung vor allem auf folgende Schwer­
punkte konzentrieren:
1. auf die Kontrolle über die Verwirklichung des 
Grundanliegens der Gesetze von der Einleitung des 
Strafverfahrens bis zur Realisierung der Maßnahmen 
der strafrechtlichen Verantwortlichkeit im Territorium 
der Stadt;
2. auf die Befähigung der verantwortlichen Organe, 
Gremien, Leitungen, Kollektive und Einzelpersonen 
zur Ausübung der ihnen übertragenen Aufgaben und 
auf die Kontrolle darüber;
3. auf das Zusammenwirken aller an der Realisierung 
von Straf- und Erziehungsmaßnahmen Beteiligten und 
darauf, daß diese Aufgaben Eingang in die Leitungs­
tätigkeit aller staatlichen und gesellschaftlichen Organe 
im Territorium finden;
4. darauf, daß alle im Territorium vorhandenen Mög­
lichkeiten zur Integration von Rechtsverletzern in die 
sozialistische Gemeinschaft ausgenutzt werden;
5. auf die Vermeidung der Konzentration Verurteilter 
in bestimmten Bereichen und von Konzentrationspunk­
ten, von denen strafbare Handlungen ihren Ausgang 
nehmen, und zwar sowohl durch administrative Maß­
nahmen als auch durch die Mobilisierung der Öffent­
lichkeit;
6 . auf die aktive Mitwirkung in Verfahren, die für die 
ganze Stadt von Bedeutung sind (z. B. durch die Dele­
gierung eines gesellschaftlichen Anklägers).

Koordiniertes Zusammenwirken
der Stadtverordnetenversammlungen und der Betriebe

Die Effektivität des Vorbeugungssystems in der Stadt 
hat die Gestaltung enger, systematischer Wechselbezie­
hungen zwischen der Stadtverordnetenversammlung 
und ihren Organen und den auf dem Territorium der 
Stadt befindlichen zweiggeleiteten Betrieben zur ent­
scheidenden Voraussetzung. In einem schriftlich ein­
gereichten Diskussionsbeitrag wies Dr. G ü r t l e r  
(Deutsche Akademie für Staats- und Rechtswissenschaft 
„Walter Ulbricht“) nach, daß Grundlage dieser Wech­
selbeziehungen objektive gesellschaftliche Prozesse und 
Erfordernisse seien, die vor allem in der Einheitlichkeit 
und Komplexität der in der Stadt und in den Betrie­
ben planmäßig verwirklichten politischen, ökonomi­
schen und kulturell-ideologischen Gesetzmäßigkeiten 
bestehen. Des weiteren gebe es im wesentlichen ein­
heitliche und komplexe Determinanten für die Krimi­
nalität sowie notwendigerweise komplexe Schlußfol­
gerungen für die Leitung der Kriminalitätsvorbeu­
gung.

Unter Berücksichtigung der Tatsache, daß es einerseits 
eine Reihe von betrieblichen Prozessen (z. B. Arbeits­
schutz, betriebliches Rechnungswesen, Materialwirt­
schaft) gibt, für deren Gestaltung die Betriebe selbst 
die volle Verantwortung tragen, ohne daß die Stadt­
verordnetenversammlung dafür Führungsgrößen zu 
setzen hat, sowie der Tatsache, daß es andererseits eine 
Reihe spezifischer Vorbeugungsprozesse gibt, auf die 
die Betriebe nicht oder nur wenig einwirken können, 
bezeichnete Gürtler als das eigentliche Feld des kom­
plexen und koordinierten Zusammenwirkens der Stadt­
verordnetenversammlung mit den Betrieben diejenigen 
Widersprüche und Konflikte, die sich bei der Gestaltung 
gesellschaftlicher Prozesse ergeben, die in der Stadt 
und in den Betrieben komplex wirken, und die nur 
gemeinsam, geleitet durch die Stadtverordnetenver­
sammlung, gelöst werden können. Danach bestehen 
Wechselbeziehungen zwischen der Stadtverordnetenver­
sammlung und den Betrieben vor allem
1. bei der gemeinsamen, arbeitsteiligen Gestaltung der 
grundlegenden sozialen Prozesse in der Stadt durch die 
Stadtverordnetenversammlung und ihre Organe, sowie 
die Betriebe (z. B. zur Verwirklichung der Aufgaben 
aus der VO über die Gestaltung der Vertragsbeziehun­
gen zwischen den Räten der Städte und Gemeinden und 
den Betrieben zur weiteren Verbesserung der Arbeits­
und Lebensbedingungen der Werktätigen vom 17. Juli 
1968 - GBl. II S. 661);
2. bei der Vorbeugung und Überwindung der Jugend­
kriminalität sowie der sozialen und kriminellen Ge­
fährdung bestimmter Personen (z. B. nach der VO über 
die Aufgaben der örtlichen Räte und der Betriebe bei 
der Erziehung kriminell gefährdeter Bürger vom 
15. August 1968 - GBl. I S. 751);
3. im Zusammenhang mit der Mitwirkung der Betriebe 
bei der Erziehung von Rechtsverletzern, bei der Reali­
sierung der Maßnahmen der strafrechtlichen Verant­
wortlichkeit und bei der Wiedereingliederung aus der 
Strafhaft Entlassener.
Die auf diese Komplexe ausgerichteten Wechselbezie­
hungen könnten und müßten durch differenzierte 
Methoden realisiert werden, wie z. B. durch die Tätig­
keit der Werktätigen der Betriebe als Abgeordnete in 
der Stadtverordnetenversammlung und in ihren Orga­
nen, durch die Rechenschaftslegung der Betriebsleiter 
vor der Stadtverordnetenversammlung usw.
Justitiar S t a p e l f e l d  (VEB Maxhütte Unterwellen­
born) betonte in seinem Diskussionsbeitrag, daß die 
volle Verwirklichung der spezifischen Aufgaben und 
Möglichkeiten, die die Betriebe im Vorbeugungssystem 
Stadt besitzen, vor allem eine wissenschaftliche Lei­
tung der Betriebe verlange. Nur so könnten alle staat­
lichen, gesellschaftlichen und persönlichen Potenzen er­
faßt und zur Systemwirkung gebracht werden. Dabei 
sei von ausschlaggebender Bedeutung, wie die Leiter 
der Betriebe ihre persönliche Verantwortung wahrneh­
men.
An Hand der Erfahrungen des gleichen Betriebes wies 
S c h a k n y s  (Staatsanwalt beim Staatsanwalt des Be­
zirks Gera) nach, daß gesellschaftliche Masseninitiative 
und wissenschaftliche Leitung des Betriebes zu realen 
Ergebnissen bei der Zurückdrängung der Kriminalität 
führen.

Sowjetische Erfahrungen zur Kriminalitätsvorbeugung

Mit großem Interesse nahmen die Teilnehmer der Be­
ratung den Diskussionsbeitrag der Kandidatin der 
Rechtswissenschaft K u s n e z o w a  (Allunionsinstitut 
zur Erforschung der Ursachen der Kriminalität und zur 
Ausarbeitung von Maßnahmen der Vorbeugung beim 
Generalstaatsanwalt der UdSSR, Moskau) auf, die über 
Erfahrungen und Probleme des vorbeugenden Kamp-
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